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B-Plan "Am Anger"
in Großalsleben

Lageplan
- November 2010 -

Festlegungen zum Geltungsbereich des B-Planes

Bebauungsplan nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB)
(Bebauungspläne der Innenentwicklung)

Die Stadt Gröningen beabsichtigt die Aufstellung eines B-Planes im Ortsteil Großalsleben.

Gemarkung :  Großalsleben

Flur :   2

Flurstücke :  736; 737; 738; 740; 741; 742; 743; 744; 746; 751; 752; 753; 754; 755

Gesamtfläche : 30.165 m²

Grundflächenzahl : 0,6  (laut § 17 BNV Obergrenze für Dorfgebiet (MD))

Grundfläche :  18.099 m²

Das B-Plangebiet soll als Dorfgebiet (MD) entsprechend § 5 der Baunutzungsverordnung  ausgewiesen
werden.

(1) Dorfgebiete dienen der Unterbringung der Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaft-licher Betriebe, dem
Wohnen und der Unterbringung von nicht wesentlich störenden Gewerbebetrieben sowie der Versorgung der
Bewohner des Gebietes dienenden Handwerksbetrieben. Auf die Belange der land- und forstwirtschaftlichen
Betriebe einschließlich ihrer Entwicklungsmöglichkeiten ist vorrangig Rücksicht zu nehmen.

(2) Zulässig sind

1. Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe und die dazugehörigen Wohnungen und
Wohngebäude,
2. Kleinsiedlungen einschließlich Wohngebäude mit entsprechenden Nutzgärten und landwirtschaftlichen
Nebenerwerbsstellen,
3. sonstige Wohngebäude,
4. Betriebe zur Be- und Verarbeitung und Sammlung land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse,
5. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
6. sonstige Gewerbebetriebe,
7. Anlagen für örtliche Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche
Zwecke,
8. Gartenbaubetriebe,
9. Tankstellen.

(3) Ausnahmsweise können Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 zugelassen werden.
§ 4a Abs. 3 Nr. 2 - Vergnügungsstätten, soweit sie nicht wegen ihrer Zweckbestimmung oder ihres Umfangs nur
in Kerngebieten allgemein zulässig sind.

Entsprechend Baugesetzbuch (BauGB) § 13a Bebauungspläne der Innenentwicklung

soll der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4
aufgestellt werden .

Die Öffentlichkeit kann sich über die allgemeinen Ziele und Zwecke sowie die wesentlichen Auswirkungen der
Planung unterrichten.

Ort :                                                   Verwaltungsgemeinschaft
                                                           „Westliche Börde"
                                                           Bauverwaltung, im Flur des Dachgeschosses
                                                           Marktstraße 7
                                                           39397 Gröningen

Zeitraum :                                           07.12.2009 bis 15.01.2010

während folgender Öffnungszeiten:    Montag            7.30 bis 12.00 Uhr; 13.00 bis 16.00 Uhr
                                                            Dienstag          7.30 bis 12.00 Uhr; 13.00 bis 18.00 Uhr
                                                            Mittwoch          7.30 bis 12.00 Uhr; 13.00 bis 16.00 Uhr
                                                            Donnerstag      7.30 bis 12.00 Uhr; 13.00 bis 16.00 Uhr
                                                            Freitag             7.30 bis 11.30 Uhr
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SATZUNG

Gemäß des § 10 des Baugesetzbuches in der gültigen Fassung hat der Stadtrat am
13.09.2010  den Bebauungsplan mit örtlichen Bauvorschriften und ohne UVP für das
Gebiet "Am Anger" in Großalsleben als Satzung beschlossen.

Teil I  -  Planzeichnung
Maßstab  1 : 1000
Zeichenfestsetzung nach PlanzV 90

Teil II  -  Text
Textliche Festsetzungen auf Planzeichnung

Gröningen, den                               Bürgermeisterin

                                   VERFAHRENSVERMERKE

1. Aufgestellt auf Grund des Aufstellungsbeschlusses des Stadtrates vom 30.06.2008 .
    Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses erfolgte entsprechend
    §2 Abs. 1 des Bau GB.

    Gröningen, den                                   Bügermeisterin

2. Der Stadtrat hat am 14.09.2009 den 1.Entwurf des Bebauungsplanes vom 17.11.2008 mit
    Begründung vom 05.08.2009 bestätigt und zur Auslegung bestimmt.

    Gröningen, den                                   Bügermeisterin

3. Der 1. Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil I) und
    der Begründung (Teil II) haben in der Zeit vom 24.09.2009 bis zum 23.10.2009 während der
    Dienststunden nach §3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.
    Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, daß Anregungen während der
    Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden
    können, durch Aushang bekannt gemacht worden.
    Die Träger öffentlicher Belange wurden gemäß §4 Abs. 2 BauGB beteiligt.

    Gröningen, den                                     Bügermeisterin

4. Der Stadtrat hat am 16.11.2009 den 2.Entwurf des Bebauungsplanes vom
    Oktober 2009 mit Begründung bestätigt und zur Auslegung bestimmt.

    Gröningen, den                                     Bügermeisterin

5. Der 2. Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil I) und
    der Begründung (Teil II) haben in der Zeit vom 07.12.2009 bis 15.01.2010,
    während der Dienststunden nach §3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen.
    Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Anregungen während der
    Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden
    können, durch Aushang bekannt gemacht worden.
    Die Träger öffentlicher Belange worden gemäß §4 Abs. 2 BauGB beteiligt.

    Gröningen, den                                     Bügermeisterin

6. Der Stadtrat hat die vorgebrachten Bedenken und Anregungen der Bürger, sowie
    die Stellungsnahmen der Träger öffentlicher Belange und Nachbargemeinden
    am 13.09.2010 geprüft.
    Das Ergebnis ist gemäß §3 Abs. 2 Satz 4 BauGB mitgeteilt worden.

    Gröningen, den                                     Bügermeisterin

7. Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B),
    wurden am 13.09.2010 von dem Stadtrat als Satzung beschlossen.
    Die Begründung zum Bebauungsplan wurde mit dem Beschluss des Stadtrates
    vom 13.09.2010 gebilligt.

    Gröningen, den                                     Bügermeisterin

8. Der Satzungsbeschluss vom 13.09.2010 über den Bebauungsplan wurde gemäß
    §10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht.
    In der Bekanntmachung wurde die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während der
    Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und über dessen Inhalt
    Auskunft zu erhalten ist, angegeben. In der Bekanntmachung wurde auf die
    Geltendmachung des Vollzuges von Verfahrens- und Formvorschriften und von
    Mängeln der Abwägung, sowie die Rechtsfolgen der §215 Abs. 1 BauBG hingewiesen.

    Die Satzung ist am 21.01.2011 in Kraft getreten.

    Gröningen, den                                                    Bügermeisterin

Teil B - Textliche Festsetzungen

1.1. Planungsrechtliche Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung

Für das gesamte B-Plan-Gebiet wird folgende Art der baulichen Nutzung
festgesetzt:

Dorfgebiet nach § 5 BauNVO .

Dorfgebiete dienen der Unterbringung der Wirtschaftsstellen land- und
forstwirtschaftlicher Betriebe, dem Wohnen und der Unterbringung von nicht
wesentlich störenden Gewerbebetrieben, sowie der Versorgung der
Bewohner des Gebietes dienenden Handwerksbetrieben, ohne von einem
bestimmten prozentualen Mischverhältnis der zulässigen Nutzungsarten
auszugehen.
Jedoch ist auf die Belange der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe,
einschließlich ihrer Entwicklungsmöglichkeiten, vorrangig Rücksicht zu
nehmen.

Innerhalb des Plangebietes werden verschiedene Baufenster festgelegt. Die
Baufenster erhalten unterschiedliche, nachfolgend aufgeführte,
planungsrechtliche Festsetzungen.

Für alle Baufenster mit bestehender Bebauung gilt, dass die bestehende
Bebauung Bestandsschutz hat!

1.1.1. Planungsrechtliche Festsetzungen MD 1

Baufenster mit bestehender Bebauung.

Art der baulichen Nutzung:
Zulässig sind Kleinsiedlungen einschließlich Wohngebäude mit
entsprechenden Nutzgärten und landwirtschaftliche Nebenerwerbsstellen;
sonstige Wohngebäude.

Für das Maß der baulichen Nutzung wird die Grundflächenzahl GRZ mit 0,6
festgesetzt.

Die Zahl der Vollgeschosse wird wie folgt festgesetzt: 2 Vollgeschosse

TH 8,00 m über OK Gelände = Traufhöhe als Höchstmaß der Höhe
baulicher Anlagen
(Definition TH : Schnittpunkt der Gebäudeaußenwand mit der Dachhaut)

Für das Baufenster wird eine offene Bauweise festgelegt.

1.1.2. Planungsrechtliche Festsetzungen MD 2

Baufenster für geplante Bebauung.

Art der baulichen Nutzung:
Zulässig sind Kleinsiedlungen einschließlich Wohngebäude mit
entsprechenden Nutzgärten und landwirtschaftliche Nebenerwerbsstellen;
sonstige Wohngebäude.

Für das Maß der baulichen Nutzung wird die Grundflächenzahl GRZ mit 0,6
festgesetzt.

Die Zahl der Vollgeschosse wird wie folgt festgesetzt: 2 Vollgeschosse

TH 8,00 m über OK Gelände = Traufhöhe als Höchstmaß der Höhe
baulicher Anlagen
(Definition TH : Schnittpunkt der Gebäudeaußenwand mit der Dachhaut)

Für das Baufenster wird eine offene Bauweise festgelegt.

1.1.3. Planungsrechtliche Festsetzungen MD 3

Baufenster mit bestehender Bebauung.

Art der baulichen Nutzung:
Zulässig sind Kleinsiedlungen einschließlich Wohngebäude mit
entsprechenden Nutzgärten und landwirtschaftliche Nebenerwerbsstellen;
sonstige Wohngebäude.

Für das Maß der baulichen Nutzung wird die Grundflächenzahl GRZ mit 0,6
festgesetzt.

Die Zahl der Vollgeschosse wird wie folgt festgesetzt: 2 Vollgeschosse

TH 8,00 m über OK Gelände = Traufhöhe als Höchstmaß der Höhe
baulicher Anlagen
(Definition TH : Schnittpunkt der Gebäudeaußenwand mit der Dachhaut)

Für das Baufenster wird eine offene Bauweise festgelegt.

1.1.4. Planungsrechtliche Festsetzungen MD 4

Baufenster mit bestehender Bebauung.

Art der baulichen Nutzung:
Zulässig sind nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe; sowie der
Versorgung der Bewohner des Gebietes dienende Handwerksbetriebe und
die dazugehörigen Wohnungen und Wohngebäude
(Betriebsleiter-wohnungen).

Für das Maß der baulichen Nutzung wird die Grundflächenzahl GRZ mit 0,6
festgesetzt.
Ortsbildes verhindert.

TH 5,00 m über OK Gelände = Traufhöhe als Höchstmaß der Höhe
baulicher Anlagen
(Definition TH : Schnittpunkt der Gebäudeaußenwand mit der Dachhaut)

Für das Baufenster wird eine offene Bauweise festgelegt.

HINWEIS: Das ansässige Unternehmen wird in seiner Standortsicherung
und -entwicklung nicht eingeschränkt.

1.1.5. Planungsrechtliche Festsetzungen MD 5

Baufenster mit bestehender Bebauung.

Art der baulichen Nutzung:
Zulässig sind Wirtschaftsstellen land- und forstwirtschaftlicher Betriebe und
die dazugehörigen Wohnungen und Wohngebäude.

Für das Maß der baulichen Nutzung wird die Grundflächenzahl GRZ mit 0,6
festgesetzt.

TH 7,00 m über OK Gelände = Traufhöhe als Höchstmaß der Höhe
baulicher Anlagen

(Definition TH : Schnittpunkt der Gebäudeaußenwand mit der Dachhaut)

Für das Baufenster wird eine offene Bauweise festgelegt.

HINWEIS: Das ansässige Unternehmen wird in seiner Standortsicherung
und -entwicklung nicht eingeschränkt.

1.1.6. Planungsrechtliche Festsetzungen MD 6

Baufenster mit bestehender Bebauung.

Art der baulichen Nutzung:
Zulässig sind Kleinsiedlungen einschließlich Wohngebäude mit
entsprechenden Nutzgärten und landwirtschaftliche Nebenerwerbsstellen;
sonstige Wohngebäude.

Für das Maß der baulichen Nutzung wird die Grundflächenzahl GRZ mit 0,6
festgesetzt.

Die Zahl der Vollgeschosse wird wie folgt festgesetzt: 2 Vollgeschosse

TH 7,00 m über OK Gelände = Traufhöhe als Höchstmaß der Höhe
baulicher Anlagen
(Definition TH : Schnittpunkt der Gebäudeaußenwand mit der Dachhaut)

Für das Baufenster wird eine offene Bauweise festgelegt.

1.1.7. Planungsrechtliche Festsetzungen MD 7

Baufenster mit geplanter Bebauung für den Gemeinbedarf.

Art der baulichen Nutzung:

Zulässig ist die Errichtung eines Feuerwehrgebäudes, einschließlich
erforderlicher Nebengebäude.

Für das Maß der baulichen Nutzung wird die Grundflächenzahl GRZ mit 0,6
festgesetzt.

Die Zahl der Vollgeschosse wird wie folgt festgesetzt: 1 Vollgeschoss

TH 5,00 m über OK Gelände = Traufhöhe als Höchstmaß der Höhe
baulicher Anlagen
(Definition TH : Schnittpunkt der Gebäudeaußenwand mit der Dachhaut)

Für das Baufenster wird eine offene Bauweise festgelegt.

1.1.8. Planungsrechtliche Festsetzungen MD 8

Baufenster für geplante Bebauung.

Art der baulichen Nutzung:
Zulässig sind Kleinsiedlungen einschließlich Wohngebäude mit
entsprechenden Nutzgärten und landwirtschaftliche Nebenerwerbsstellen;
sonstige Wohngebäude;
Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des
Beherbergungsgewerbes.

Für das Maß der baulichen Nutzung wird die Grundflächenzahl GRZ mit 0,6
festgesetzt.

Die Zahl der Vollgeschosse wird wie folgt festgesetzt: 1 Vollgeschoss

TH 5,00 m über OK Gelände = Traufhöhe als Höchstmaß der Höhe
baulicher Anlagen
(Definition TH : Schnittpunkt der Gebäudeaußenwand mit der Dachhaut)

Errichtung der Bebauung auf Bodenplatte: OK Bodenplatte mind. 0,50 m
über OK Gelände (gilt im festgelegten Bereich der Gefahrenkarte
Hochwasser, Stand Juli 2009)

Errichtung der Bebauung mit Keller: Ausbildung einer
wasserundurchlässigen Wanne erforderlich (gilt im festgelegten Bereich der
Gefahrenkarte Hochwasser, Stand Juli 2009)

Für die neue Bebauung sind Schallschutzmaßnahmen passiver Art
durchzuführen, das heißt, ausreichend schalldichte Außenwandbauteile bei
Wohngebäuden, entsprechend DIN 4109, vorsehen. Weitere Maßnahmen
sind geeignete Gebäudeanordnung und Grundrissgestaltung.

Schlafräume sind auf die dem Lärm abgewandte Seite zu legen oder
zumindest auf einer abgewandten Seite belüftet werden. Ist dies nicht
möglich, müssen Schlafräume mit Schalldämmlüftern ausgerüstet werden.

Anforderungen an die Luftschalldämmung von Außenbauteilen

Lärmpegelbereich I   -  Bereich MD8.3; MD8.4; MD8.5; MD8.6
maßgeblicher Lärmaußenpegel bis 55 dB(A)
erforderliches Schalldämmmaß (erf. R'w,res) der Außenbauteile bei
Wohnungen 30 dB

Lärmpegelbereich II  -  Bereich MD8.2
maßgeblicher Lärmaußenpegel 56 bis 60 dB(A)
erforderliches Schalldämmmaß (erf. R'w,res) der Außenbauteile bei
Wohnungen 30 dB

Lärmpegelbereich III  -  Bereich MD8.1
maßgeblicher Lärmaußenpegel 61 bis 65 dB(A)
erforderliches Schalldämmmaß (erf. R'w,res) der Außenbauteile bei
Wohnungen 35 dB

Für das Plangebiet wird eine offene Bauweise  festgelegt, es sind Einzel-
bzw. Doppelhäuser zu errichten.

Gemäß § 23 BauNVO werden innerhalb des Plangebietes Baufenster durch
Baugrenzen  festgelegt. Innerhalb dieser Baufenster können die Gebäude
entsprechend den gesetzlichen Richtlinien, wie den Vorschriften des § 6
BauO LSA, frei positioniert werden.Nebenanlagen, wie Garagen, dürfen als
Grenzbebauung ausgeführt werden.

Die Festsetzungen der Höhe und der Geschossigkeit der baulichen Anlagen
passt sich vorwiegend der vorhandenen Bebauung im Dorf an. Mit den
getroffenen Festsetzungen wird eine nachteilige Beeinträchtigung des
Ortsbildes verhindert.

Gestalterische Festsetzungen für MD 1bis MD 8

Die in den Gebieten MD 1 bis MD 8 vorhandenen Gebäude und baulichen
Anlagen haben grundsätzlich Bestandsschutz.

Bei der Errichtung von Doppelhäusern sind Dachform, Dachneigung und
Dacheindeckung sowie Fassadenmaterial und Fassadenfarbgebung
einheitlich auszuführen.

Zulässig, ausschließlich für Wohngebäude, sind folgende Dachformen:
Satteldächer, Walm- und Krüppelwalmdächer mit einer Neigung von 20 bis
45 Grad.

Dachgauben dürfen 2/3 der gesamten Firstlänge nicht überschreiten.
„Ruhige" Dachflächen tragen wesentlich zu einem qualitätvollen
städtebaulichen Erscheinungsbild bei. Die Begrenzung der Breite der
Dachgauben reicht für die Belichtung des Dachraumes aus.

Für Nebengebäude gemäß § 14 BauNVO und Garagen entsprechend § 12
BauNVO gilt die Festsetzung, betreffend Dachform und Dachneigung, nicht.

Benachbarte Grenzgaragen und Doppelgaragen sind mit einheitlicher
Dachform, Dachneigung und Dacheindeckung sowie Fassadenmaterial und
Fassadenfarbgebung auszuführen. Damit wird ein einheitliches Bild in der
unmittelbaren Nachbarschaft gesichert.

Grundstückseinfriedungen an der Grundstücks-Einfahrtsseite und als
Abgrenzung zum öffentlichen Straßenraum der neuen Straßen dürfen nicht
höher als 1,20 m sein. Zu bevorzugen sind hier Hecken (grüne Einfriedung),
Holzstakettenzäune, schmiedeeiserne Zäune und Mauersockel mit Pfeilern
und dazwischenliegenden Zaunfeldern. Geschlossene Mauern sind nicht
erlaubt.

Sicht- und Windschutzblenden sind nur bis zu einer Höhe von 2,00 m und
ausschließlich zu Nachbargrundstücken zulässig. An der
Grundstücks-Einfahrtsseite und zum öffentlichen Straßenraum sind sie
generell unzulässig.

Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO für MD 1 bis MD 8

Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO, als untergeordnete Nebenanlagen und
Einrichtungen, welche den Grundstücken des Dorfgebietes selbst dienen
und deren Eigenart nicht widersprechen, sind zulässig.

Festsetzungen zur Begrünung für MD 8 (Wohnungsbauflächen)

Als Vorgarten gelten grundsätzlich alle Flächen zwischen Wohnhaus und
Begrenzungslinie der Straßenverkehrsflächen. Diese Vorgärten sind, mit
Ausnahme von genehmigten Zufahrten und PKW-Stellplätzen, gärtnerisch
anzulegen. Vorgärten dürfen nicht als Lagerflächen genutzt werden.
Damit wird eine Störung des Straßenraums durch eine unangemessene
Gestaltung vermieden.

Auf den Baugrundstücken ist je angefangene versiegelte 100 m²
Grundstücksfläche ein Laubbaum (aus der Artenliste) bzw. ein
hochstämmiger Obstbaum zu pflanzen. Die Gehölze sind dauerhaft zu
pflegen und bei Abgang zu ersetzen.

Die Anpflanzungen sind, im Zusammenhang mit der Fertigstellung der
Bebauung auf dem jeweiligen Grundstück, vom Bauherren selbst
durchzuführen, spätestens in der darauf folgenden Pflanzperiode (Oktober
bis April).

Die Straßenbäume sind als Hochstamm (kleinkronige) mit einem
Stammumfang von mindestens 10 - 12 cm fachgerecht zu pflanzen.
Je Baum ist eine Vegetationsfläche  von mindestens 6 m² von jeglicher
Versiegelung freizuhalten.

Pflanzflächen innerhalb der öffentlichen Verkehrsflächen sind mit
Raseneinsaat oder immergrünen Bodendeckern (keine Koniferen) zu
bepflanzen und auf Dauer zu erhalten.

Artenliste

Auf den Flächen, die gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB und auf den
Flächen, die gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB in Verbindung mit § 9 Abs. 1
Nr. 25a BauGB festgesetzt sind, sind folgende Gehölzarten zu verwenden:

Bäume/Straßenbäume
Feldahorn   (Acer campestre)
Bergahorn   (Acer planatus)
Hainbuche   (Carpinus betulus)
Rotdorn   (Crataegus laevigata)
Rotbuche   (Fagus sylvatica)
Esche    (Fraxinus excelsior)
Vogelkirsche   (Prunus avium)
Traubeneiche  (Quercus petraea)
Stieleiche   (Quercus robur)
Mehlbeere   (Sorbus aria)
Eberesche   (Sorbus aucuparia)
Eisbeere   (Sorbus torminalis)
Winterlinde   (Tilia cordata)
Spitzahorn   (Acer platanoides)
Rotblühende Kastanie (Aesculus x carnea)
Baumhasel   (Corylus colurna)
Apfeldorn   (Crataegus x lavallei)
Kaiserlinde   (Tilia vulgaris „Pallida")
Holländische Linde  (Tilia vulgaris)

Sträucher
Hasel    (Corylus avellana)
Hartriegel   (Cornus sanguinea)
Weißdorn   (Crateagus monogyna)
Pfaffenhütchen  (Euonymus europaea)
Liguster   (Ligustrum vulgare)
Heckenkirsche  (Lonicera xylosteum)
Wildrosen   (Rosa spec)
Holunder   (Sambucus nigra)
Wolliger Schneeball (Viburnum lantana)
Wasserschneeball  (Viburnum opulus)

Pflanzen zur Begrünung von Außenwänden
Selbstklimmer
Efeu    (Hedera helix)
Kletterhortensie  (Hydrangea petiolaris)
Wilder Wein   (Parthenocissus tricuspidata „Veitchil")

Ranker
Pfeifenwinde   (Aristolochia durior)
Waldrebe   (Clematis alpina, C montana C vitalba)
Hopfen   (Humulus lupulus)
Geißblatt   (Lonicera periclymenium)
Knöterich   (Polygonum aubetif)
Kletterrosen   (Rosa in Sorten)
Glyzinie   (Wisteria sinensis)

Kartengrundlage: Auszug aus der Liegenschaftskarte Landesamt für
Vermessung und Geoinformation Sachsen-Anhalt
Gemeinde:   Grönngen/OTGrossalsleben
Gemarkung: Grossalsleben
Flur:             2
Maßstab:     1:1000

Stand der Planungsunterlage (Monat,Jahr):
Entwurf BOV Nr. BÖ 2.285 vom Sept.2007
Erlaubnis zur Vervielfältigung und Verbreitung erteilt durch das Landesamt für
Vermessung und Geoinformation Sachsen-Anhalt
am:          29.09.2009
Aktenzeichen:  A9- 15419/09

PRÄAMBEL
Rechtsgrundlagen

Bauplanrechtliche Festsetzungen erfolgen auf der Grundlage des Baugesetzbuches (BauGB) in der aktuellen Fassung, in Verbindung mit der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke
(Baunutzungsverordnung-BauNVO) in der aktuellen Fassung.

Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA) in der aktuellen Fassung.

Planzeichenverordnung PlanZV90
Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und über die Darstellung des Planinhaltes in der aktuellen Fassung.

5,00

Lärmpegelbereich III
maximaler Außenlärmpegel von 65dB Werktag 6h - 22h

Lärmpegelbereich II
maximaler Außenlärmpegel von 60dB Werktag 6h - 22h

maximaler Außenlärmpegel von 55dB - 60dB Nacht 22h-6h

Überschwemmungsgebiet gemäß Gefahrenkarte
Hochwasser, Stand Juli 2009


